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Vorschlag einer Entscheidung des Rates zur zeitweisen Erweiterung der 
mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen um 10°/o 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Auf der Ebene der Gemeinschaft ist ein umfassen- 
des Programm zur Bekämpfung der inflationären 
Tendenzen in Angriff genommen worden. 

Eine zeitweise Erweiterung der mengenmäßigen 
Beschränkung der Wareneinfuhr in die ursprüng- 
liche Europäische Wirtschaftsgemeinschaft kann da- 
zu beitragen, diese Tendenzen zu mildern; die Er- 
weiterung soll 10 V. H. betragen und wahrend des 
Jahres 1973 angewendet werden. 

Textilerzeugnisse, für die andere Maßnahmen 
vorgesehen sind, sollen von dieser Regelung aus- 
geschlossen sein - 


HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten der ursprünglichen Gemein- 
schaft erhöhen für das Jahr 1973 die in Aussicht 
genommenen Einfuhrmöglichkeiten für Waren, die 
gegenüber einem oder mehreren dritten Ländern 
mengenmäßigen Beschränkungen unterliegen, um 
10 V. H. 

Artikel 2 

Von dieser Entscheidung werden die Waren des 
Textilsektors der Kapitel 56 bis 62 des Gemeinsa- 
men Zolltarifs nicht betroffen. 


A r t i ke 1 3 

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
15. Februar 1973 - 1/4 (IV/1 ) - 680 70 - E~ Ei 18/73: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 30. Januar 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Der Rat wird sich voraussichtlich auf seiner Tagung am 5./6. März 1973 mit den Kommissionsvorschlägen 
befassen. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über eine 10°/oige Erhöhung der 
Kontingentbeträge oder Plafonds, die für die Anwendung der allgemeinen 
Präferenzen im Jahre 1973 festgelegt worden sind 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 1 13, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Auf der Ebene der Gemeinschaft ist ein umfassen- 
des Programm zur Bekämpfung der inflationären 
Tendenzen in Angriff genommen worden. 

Durch die Verordnungen Nr. 2761 bis 2766/72/ 
EWG des Rates sind die Zollkontingente und Pla- 
fonds im Rahmen der im Jahre 1973 anwendbaren 
allgemeinen Zollpräferenzen eröffnet worden. 

Eine lOprozentige Erhöhung der Kontingent- 
beträge und Plafonds, die für die Anwendung der 
allgemeinen Präferenzen im Jahre 1973 festgelegt 
worden sind, kann dazu beitragen, die Inflations- 
tendenzen in der Gemeinschaft zu mildern - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


A r t i k e 1 1 

Die Höhe und der Umfang der Kontingente, die 
Höchstbeträge je Land und Gebiet, sowie die den 
Mitgliedstaaten für jedes im Anhang A der Ver- 
ordnungen Nr. 2761, 2763 und 2765/72/EWG auf- 
geführte Erzeugnis zugeteilten Quoten werden um 
10 V. H. erhöht. 

Die Plafonds der Gemeinschaft, deren Beträge und 
Mengen für jedes Erzeugnis nach Maßgabe von Ar- 
tikel 1 Abs. 3 der Verordnungen 2761, 2763 und 
2765/72/EWG berechnet werden, werden um 10 v. H. 
erhöht. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 296 
vom 30. Dezember 1972 
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Entwurf eines Beschlusses der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
über eine 10°/oige Erhöhung der Kontingentbeträge oder Plafonds, die für die 
Anwendung der allgemeinen Präferenzen im Jahre 1973 bezüglich der Eisen- und 
Stahierzeugnisse des EGKS-Vertrags festgelegt worden sind 


DIE IM RAT VEREINIGTEN VERTRETER DER 
REGIERUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN DER 
EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT FÜR KOHLE 
UND STAHL - 

im Einvernehmen mit der Kommission, 
BESCHLIESSEN: 

Einziger Artikel 

Die für die Anwendung der allgemeinen Präferen- 
zen im Jahre 1973 in den Beschlüssen Nr. 432 und 
433 festgelegten Kontingentbeträge der Plafonds 
und Höchstbeträge je Land und Gebiet werden um 
10 V. H. erhöht. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 296 
vom 30. Dezember 1972 
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Begründung 


Der Rat hat auf seiner Tagung am 30. und 31. Okto- 
ber 1972 in Luxemburg in Punkt VI der Entschlie- 
ßung über die zur Inflationsbekämpfung zu ergrei- 
fenden Maßnahmen seine Absicht zum Ausdruck ge- 
bracht, auf Vorschlag der Kommission vor dem 31. 
Januar 1973 über handelspolitische Maßnahmen zu 
beschließen, welche die mengenmäßigen Beschrän- 
kungen, die Anv/endung der allgemeinen Präferen- 
zen und gegebenenfalls spezifische Zollsenkungen 
betreffen und geeignet sind, einen Beitrag zur Infla- 
tionsbekämpfung zu leisten. 

In Anbetracht des anhaltenden Preisanstiegs, der in 
den letzten Monaten weiterhin ein hohes Tempo 
verzeichnete, ist es notwendig, daß alle in der Ent- 
schließung des Rates vom 5. Dezember 1972 vorge- 
sehenen Maßnahmen energisch fortgeführt werden. 
In diesem Zusammenhang bleibt die Kommission da- 
von überzeugt, daß im Bereich des Außenhandels, 
namentlich bei Fertigerzeugnissen, dringend eine 
Gemeinschaftsaktion zur Bremsung des Preisanstiegs 
eingeleitet werden muß, um die von den Mitglied- 
staaten getroffenen und zu treffenden wirtschafts- 
politischen Maßnahmen zu ergänzen und zu unter- 
stützen. 

Zollsenkungen und Erhöhungen der bestehenden 
Kontingente könnten vor allem dazu beitragen, eine 
Verlangsamung des Preisanstiegs einzuleiten Sie 
tragen insbesondere dazu bei, den Wettbewerb auf 
den Binnenmärkten zu verstärken. Wenn auch Zoll- 
senkungen allein nur beschränkt wirksam erschei- 
nen, so sei doch darauf verwiesen, daß der Kampf 
gegen die Inflation eine Globalaktion darstellt, die 
aus einer Reihe von sich ergänzenden und gegen- 
seitig verstärkenden Einzelmaßnahmen besteht, 
überdies hätten diese Maßnahmen nicht nur eine 
„mechanische" Inzidenz, sondern könnten gerade 
auch dazu beitragen, daß sich die verschiedenen wirt- 
schaftlichen und sozialen Gruppen stärker am Kampf 
gegen die Inflation beteiligen. Dies gilt vor allem, 
wenn durch flankierende Maßnahmen die Weiter- 
gabe der Zollsenkungen an die Verbraucher sicher- 
gestellt wird. Insbesondere könnten dafür die in 
Punkt II der Entschließung vom 5. Dezember 1972 
angesprochenen Mittel zur Überwachung der Preis- 
entwicklung genutzt werden. 

Um eine möglichst rasche Wirkung auf die Preis- 
entwicklung zu erzielen, hält es die Kommission 
für notwendig, die von der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung zu gewährenden 
Zollsenkungen auf industrielle Fertigwaren zu kon- 
zentrieren. Da diese aber nur einen Teil der Gesamt- 
importe darstellen, sollte die Ermäßigung nicht un- 
ter 20 V. H. liegen. Um das Verfahren zu verein- 
fachen, sollten von der Zollsenkung alle Kapitel 
des gemeinsamen Außenzolltarifs betroffen werden, 
die sich ganz oder überwiegend auf industrielle Fer- 


tigwaren erstrecken, ohne daß für einzelne Positio- 
nen Ausnahmen gemacht werden. Die vorgeschla- 
gene Zollsenkung könnte dann ohne Änderung des 
gemeinsamen Zolltarifs rasch durchgeführt werden, 
wenn die Ermäßigung durch Absetzung eines Betra- 
ges von 20 V. FI. auf den normalerweise geschulde- 
ten Zollbetrag erfolgt. Sofern im übrigen in der 
nächsten Zeit übermäßige Preissteigerungen bei ein- 
zelnen Erzeugnissen festzustellen sind, wird die 
Kommission dem Rat zusätzliche Zollsenkungen 
oder eine völlige Suspendierung der Zollsätze für 
diese Produkte vorschlagen. 

Die ins Auge gefaßten Maßnahmen dürfen natürlich 
auf keinen Fall den Ergebnissen der 1973 beginnen- 
den Fiandelsverhandlungen im GATT vorgreifen. Es 
muß deshalb unbedingt vorsichtig vorgegangen wer- 
den. Nach Ansicht der Kommission sollten deshalb 
die vorgeschlagenen Zollsenkungen auf sechs Mo- 
nate befristet werden, so daß die Verhandlungspo- 
sition nicht geschwächt wird. Eine Zollsenkung, die 
auf Produkte beschränkt wird, die von großer Be- 
deutung für das Preisniveau sind, macht außerdem 
klar, daß es sich um eine konjunkturpolitische Maß- 
nahme handelt, die in keinem Fall dazu verwendet 
werden kann, künftige Verhandlungspositionen der 
Gemeinschaft zu interpretieren. 

Um etwa auftretenden ungünstigen Wirkungen auf 
das Beschäftigungsniveau zu begegnen, könnte eine 
Schutzklausel vorgesehen werden, mit der bestimmte 
Erzeugnisse vom Anwendungsbereich der vorge- 
nannten Maßnahmen ausgeschlossen werden, falls 
diese schwerwiegende Störungen für einzelne In- 
dustriebereiche zur Folge haben. 

Wenn sich der Rat dem Standpunkt der Kommis- 
sion anschließt, d. h. eine Zollsenkung wie dargelegt 
vorzunehmen gedenkt, dann wird die Kommission 
dem Rat einen Vorschlag für den entsprechenden 
Rechtsakt vorlegen. 

Was die mengenmäßigen Beschränkungen und die 
Anwendung allgemeiner Präferenzen betrifft, so un- 
terbreitet die Kommission, Punkt VI der Ratsent- 
schließung vom 5. Dezember 1972 über die zur Infla- 
tionsbekämpfung zu ergreifenden Maßnahmen be- 
folgend, dem Rat: 

— Vorschlag einer auf Artikel 113 gestützten Ent- 
scheidung über eine lOprozentige Erhöhung der 
in einem oder mehreren Mitgliedstaaten noch be- 
stehenden Kontingente für landwirtschaftliche 
und industrielle Erzeugnisse, und zwar sowohl 
für die dem GATT angehörenden und diesen 
gleichgestellten Länder als auch für die Staats- 
handelsländer, wobei Textilerzeugnisse ausge- 
nommen sind. 
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— Vorschlag einer auf Artikel 113 gestützten Ver- 
ordnung über eine lOprozentige Erhöhung aller 
Gesamtbeträge der Kontingente oder Plafonds 
mit Nulltarif, die der Rat für die Anwendung der 
allgemeinen Präferenzen im Jahre 1973 festge- 
legt hat. 

— Entwurf eines Beschlusses der Vertreter der Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl über die glei- 
che Erhöhung für die Erzeugnisse des EGKS-Ver- 
trags hinsichtlich der allgemeinen Präferenzen. 
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